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Der Haushalt für das laufende Jahr 
2017 steht! Mit großer Mehrheit ver-
abschiedete der Rat der Stadt Braun-
schweig in seiner Sitzung am Dienstag, 
21. Februar, den Haushaltsplan 2017. „Ich 
bin froh und stolz, dass es uns gelungen 
ist, eine breite Mehrheit für die Verab-
schiedung des Haushalts zu finden“, 
freut sich der SPD-Fraktionsvorsitzende 
Christoph Bratmann. 

Erstmals seit etwa 30 Jahren stellt die 
Braunschweiger SPD im Rat wieder die 
größte Fraktion – und entsprechend 
nahm sie bei den Haushaltsberatungen 
eine federführende Rolle ein. „Grund-
sätzlich war es uns wichtig, viele Unter-
stützer für den Haushalt zu finden und 
ihn so auf solide Beine zu stellen“, sagt 
Bratmann. Dies sei nun, nachdem der 
Haushalt im vergangenen Jahr nur mit 
knapper Mehrheit verabschiedet werden 
konnte, gelungen: „Die Verwaltung um 
unseren Oberbürgermeister Ulrich Mar-
kurth  hat für ihre Arbeit damit  eine soli-
de Basis.  Angesichts der kommenden He-
rausforderungen für die Stadt ist das ein 
wichtiges Zeichen“, erläutert Bratmann.

In den Haushalt selbst ist unter anderem 
ein jährlicher Mehrbedarf für den Aus-
bau des öffentlichen Nahverkehrs und 
von Kultur- und Freizeitangeboten integ-

riert. Auch die Ausweitung der baulichen 
Brandschutzmaßnahmen und die Um-
wandlung von Grundschulen zu Koope-
rativen Ganztagsschulen spielen in dem 
über 800 Millionen Euro schweren Haus-
halt eine Rolle. Dieser wird aufgrund der 
gestiegenen Aufwendungen ein Defizit 
von etwa 31 Millionen Euro ausweisen, 
welches durch  Rücklagen jedoch ausge-
glichen werden kann.

„Trotz der durch fehlende Gewerbesteu-
ereinnahmen angespannten Lage ist es 
der SPD-Fraktion außerdem gelungen, 
eigene Akzente im Haushalt zu setzen“, 
erklärt Bratmann weiter. So sind für 
die ab 2019 geplanten Umwandlungen 
von Grundschulen zu Ganztagsschulen 
ebenso Mittel eingeplant, wie für die 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
(beide Themen auch hier im Heft). „Dazu 
liegt es uns traditionell am Herzen, vie-
le soziale und kulturelle Projekte unse-
rer Stadt weiter zu fördern. Auch dies 
findet sich im Haushalt wieder“, freut 
sich Bratmann, der darauf verweist, 
dass auch die Zuschussdynamisierung 
für die Wohlfahrtsverbände und an-
dere Träger wieder aufgesetzt wird. 
„30.000 Euro Haushaltsmittel gehen 
zusätzlich in die Rettung des Magni-
fests, womit wir ein weiteres Wahlver-
sprechen einlösen“, sagt Bratmann. kop

 VORWORT
Liebe Leserinnen und 
Leser!

Etwa einmal im Quartal wird die SPD-
Ratsfraktion ab sofort diese Zeitung 
herausgeben, ihr eigenes Medium. 
Warum? Nun, wir wollen Sie und Euch 
stets auf dem Laufenden halten über 
unsere Politik im Rat der Stadt Braun-
schweig. Deshalb stellen wir die wich-
tigsten Themen unserer Fraktion zu-
sammen - anschaulich illustriert und 
stets aktuell! Schließlich gehen von 
uns als stärkster Kraft im Rat viele In-
itiativen aus und unsere Anträge und 
Beschlüsse sind in der Regel maßgeb-
lich für die Weiterentwicklung unserer 
Stadt. So geschehen bei der Schaffung 
bezahlbaren Wohnraums, dem Stadt-
bahnausbaukonzept oder dem Ausbau 
der Kinderbetreuung. Dabei lassen 
wir stets die Impulse und die Kritik 
aus dem Dialog mit den Menschen in 
dieser Stadt in unser Handeln einflie-
ßen. Deshalb soll diese Zeitung auch 
nicht nur informativen Charakter ha-
ben, sondern sie ist ebenso als herzli-
che Einladung zu verstehen, mit uns 
in Kontakt zu treten. Geben Sie uns 
Rückmeldungen, äußern Sie Kritik oder 
kommentieren Sie unser Handeln: Bei 
einem Besuch der Bürgersprechstun-
de, einem Anruf in unserer Fraktions-
geschäftsstelle oder mit einem Kom-
mentar auf unserer Facebook-Seite.

Im Namen der SPD-Ratsfraktion wün-
sche ich Ihnen und Euch viel Spaß 
beim Lesen unseres Auftaktexemplars.

Ihr und Euer

Christoph Bratmann

Breite Mehrheit für den Haushalt!
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Verabschiedet: Die Mehrheit der Ratsmitglieder stimmte dem Haushaltsentwurf der Verwaltung um Oberbürgermeister Ulrich 
Markurth in ihrer Sitzung am vergangenen Dienstag, 21. Februar, zu. 			           Foto: Robin Koppelmann
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Im September 2016 hat sich der neue 
Rat der Stadt Braunschweig konstitu-
iert – und erstmals seit der Wahlperio-
de 1976-1981 stellt die SPD-Fraktion da-
mit wieder die meisten Mandatsträger 
im wichtigsten politischem Gremium 
der Stadt. „Nachdem die Vorgesprä-
che wegen der neuen Mehrheitsver-
hältnisse etwas schwieriger waren als 
in den Vorjahren, freuen wir uns nun, 
sozialdemokratische Politik in unserer 
Stadt mit einer starken eigenen Frak-
tion machen zu können“, erklärt der 
SPD-Fraktionsvorsitzende Christoph 
Bratmann zufrieden.

Dieser hat noch einen weiteren Grund 
zur Freude: Mit großer Mehrheit 
wählten die Ratsmitglieder den SPD-
Ratsherrn Frank Graffstedt zum neuen 
Ratsvorsitzenden und die SPD-Ratsfrau 
Annegret Ihbe erneut zur ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin. „Beide sind für 
ihre Ämter eine Idealbesetzung. Sie 
führen ihre Aufgaben mit der nötigen 
Sorgfalt und Verantwortung aus“, lobt 
Bratmann.

Stolz ist die SPD-Fraktion außerdem, in 
wichtigen Aufsichtsräten städtischer 
Gesellschaft   verstärkt vertreten zu 
sein. Während Nicole Palm weiter den 
Aufsichtsratsvorsitz der Nibelungen 
Wohnbau GmbH  innehat, bekleiden 
Frank Flake bei der Verkehrs-GmbH 
und Matthias Disterheft  bei der Flug-
hafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH 
erstmals diese wichtigen Ämter. 

Zusätzlich legte der Rat auch die Ver-
gabe diverser Ausschussvorsitze fest. 
Diese lauten im Einzelnen:

Vorsitze:
Annette Schütze (Ausschuss für Sozia-
les und Gesundheit)
Matthias Disterheft (Feuerwehraus-
schuss)
Frank Flake (Finanz- und Personalaus-
schuss)
Nicole Palm (Planungs- und Umwelt-
ausschuss)
Christoph Bratmann (Schulausschuss)
 
Stellvertretende Vorsitze:
Frank Flake (Jugendhilfeausschuss)
Frank Graffstedt (Sportausschuss)
Cornelia Seiffert (Ausschuss für Kultur 
und Wissenschaft)
Annegret Ihbe (Wirtschaftsausschuss)

Annette Johannes (Grünflächenaus-
schuss)

Nur etwa zwei Wochen nach der Kon-
stituierung reiste die SPD-Fraktion für 
zwei Tage zur Haushaltsklausurta-
gung nach Wolfenbüttel. Im Parkhotel 
„Altes Kaffeehaus“ wurden verschie-
dene Workshops abgehalten, die die 
Mandatsträger über ihre Rechte und 
Pflichten aufklärten. „Zunächst in 
Kleingruppen und dann gemeinsam 
wurden unsere Kernziele für die kom-
mende Ratsperiode festgelegt“, blickt 
der Fraktionsvorsitzende Bratmann 
zurück. „Die Schaffung von sozialem 
Wohnraum, der Ausbau des öffentli-
chen Nahverkehrs und der Ausbau der 
Ganztagsschulen werden uns in den 
kommenden Jahren begleiten.“

 Autor: Robin Koppelmann

Erfolgreiche Konstituierung: Endlich wieder größte Fraktion!
Der alte und neue SPD-Fraktionsvorsitzende Christoph Bratmann bei der konstituierenden Ratssitzung. Foto: Robin Koppelmann
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Hat sichtlich Spaß bei seiner neuen Tätigkeit: Der SPD-Ratsherr 
Frank Graffstedt (rechts) ist neuer Ratsvorsitzender.

Blumen für die Bürgermeisterin: Annegret Ihbe wurde erneut 
gewählt. 			   Fotos (2): Frank Flake

DAS IST UNSERE RATSFRAKTION IN DER WAHLPERIODE 2016-2021:
Nils Bader, Christoph Bratmann (Fraktionsvorsitzender), Matthias Disterheft (stv. Fraktionsvorsitzender), Manfred Dobberphul,  
Frank Flake, Frank Graffstedt (Ratsvorsitzender), Susanne Hahn, Annegret Ihbe (Bürgermeisterin), Christiane Jaschinski-Gaus,  
Annette Johannes, Uwe Jordan, Detlef Kühn, Nicole Palm (stv. Fraktionsvorsitzende), Tanja Pantazis, Dennis Scholze, Annette Schütze, 
Cornelia Seiffert, Simone Wilimzig-Wilke 									         kursiv = neu
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Die von der SPD geführte Landes-
regierung setzt im Wahlkampf zur 
Landtagswahl 2018 auf eine komplet-
te Abschaffung der Elternbeiträge für 
die Kinderbetreuung im Kindergarten. 
Doch was heißt das für unsere Kom-
mune, wie kommt es dazu?  

„Nach der Abschaffung der Studienge-
bühren möchte die SPD auf Landesebe-
ne auch am Anfang der Bildungskette 
für Entlastungen sorgen. Nachdem wir 
bereits im frühkindlichen Bereich eini-
ges bewegt haben, ist die stufenweise 
Abschaffung der Kindergarten-Bei-
träge ein weiterer wichtiger Schritt“, 
erklären die drei Landtagsabgeordne-
ten Dr. Christos Pantazis, Klaus-Peter 
Bachmann und Christoph Bratmann.
Dieser fügt an: „In Braunschweig 
haben wir im vergangenen Jahr die 
Beiträge für den Kindergarten wie-

dereingeführt, um auch in finanziell 
schwierigen Zeiten hohe Qualitäts-
standards halten zu können. Denn eine 
Beitragsfreiheit für alle drei Kindergar-
tenjahre kann sich in Niedersachsen 
kaum eine Stadt dauerhaft leisten. 
Wenn jetzt das Land einspringt und zu-
künftig die Eltern entlastet, begrüßen 
wir das aus kommunaler Sicht natür-
lich sehr.“ Denn alleine wäre die Stadt 
Braunschweig hierzu nicht in der Lage.

„Außerdem wird damit einer lang-
jährigen Forderung der Braunschwei-
ger SPD nachgekommen, dass Bei-
tragsfreiheit bei der frühkindlichen 
Bildung durch das Engagement von 
Land und Bund gewährleistet werden 
muss“, ergänzt Pantazis. Seit Beginn 
der rot-grünen Regierungskoalition 
im Jahr 2013 sind landesweit bereits 
7.000 neue Kita-Plätze eingerichtet 

worden. Darüber hinaus konnte durch 
die Einführung der dritten Kraft in 
Kinderkrippen der Betreuungsschlüs-
sel erheblich verbessert werden.

„Zusätzlich investieren wir ab diesem 
Jahr weitere 60 Millionen Euro in die 
Verbesserung der Betreuungsquali-
tät. Außerdem wurden die Mittel für 
die Sprachförderung auf 12 Millionen 
Euro pro Jahr verdoppelt“, beschreibt 
Bratmann die bisherigen Initiativen.
Pantazis ergänzt dazu: „Mit der ge-
planten Beitragsfreiheit setzen wir ein 
deutliches Zeichen für die Wichtigkeit 
der frühkindlichen Bildung, aber auch 
für die verbesserte Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf.“ Das dritte Kinder-
gartenjahr ist in Niedersachsen bereits 
beitragsfrei, die ersten beiden Jahre 
sollen ab 2018 schrittweise folgen.

Autor: Pressestelle SPD-Landtagsfraktion,  kop

Bratmann: „Wenn das Land einspringt, begrüßen wir das sehr“
Die offizielle Kampagne des SPD-Landesverbands. Quelle: SPD-LV Niedersachsen
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Was bedeutet die beitragsfreie Kita?
Von den Beiträgen betroffen sind die El-
tern von Kindergartenkindern im Alter 
von drei bis sechs Jahren. Nicht zu ver-
wechseln mit Krippenkindern (bis drei 
Jahre) und die Schulkindern, die eine
Nachmittagsbetreuung besuchen.

Wer muss aktuell Elternbeiträge ent-
richten?
Ursprünglich waren alle Betreuungs-
formen für die Eltern entgeltpflich-
tig. Dann wurde zunächst das letzte 
Kindergartenjahr vor der Einschulung 
durch das Land beitragsfrei gestellt, 
um einen Kindergartenbesuch mög-
lichst aller Vorschüler zu erreichen.
2011 wurden die Beiträge auch für das 

erste und zweite Kindergartenjahr in 
Braunschweig abgeschafft. Die Beiträ-
ge für die Krippe und die Schulkindbe-
treuung blieben aber bestehen. 

Die Elternbeiträge für die Krippen-
betreuung waren im Städtevergleich 
ziemlich hoch. Zudem gab es erheb-
liche Beitragsunterschiede bei der 
Betreuung von Schulkindern in einer 
Ganztagsgrundschule und einem Hort. 

Im Jahr 2016 wurden die Kindergarten-
beiträge in der Stadt Braunschweig in 
Folge der angespannten Haushaltsla-
ge wieder eingeführt. Dabei wurden 
die Beiträge für Krippe und Schulkind-
betreuung angepasst und Ungerech-

tigkeiten beseitigt. 

Und warum kann der Kita-Besuch jetzt 
(doch) wieder beitragsfrei werden?
Die neue Diskussion beruht auf dem 
Vorstoß der Landesregierung, nun 
auch das erste und zweite Kindergar-
tenjahr beitragsfrei zu stellen. Die 
den Kommunen dadurch fehlenden 
Einnahmen würden dann durch das 
Land ausgeglichen werden. Angedacht 
ist eine stufenweise Einführung: ab 
dem Kindergartenjahr 2018/2019 für 
das mittlere Kindergartenjahr (für 
vier- bis fünfjährige Kinder) und ab 
2019/2020 für das erste Kindergar-
tenjahr (für die dreijährigen Kinder). 

Autor:  Nadine Wunder 

Kita-Gebühren: Was ist das eigentlich und wer muss zahlen?
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Es war im Jahr 2013, als der Rat der 
Stadt Braunschweig auf Betreiben der 
SPD-Fraktion das Stadtbahnentwick-
lungskonzept verabschiedete und die 
Verwaltung damit beauftragte, den 
Bau neuer Stadtbahnlinien zu prüfen. 
Anfang Januar 2017, und damit etwa 
vier Jahre später, hat diese um Ober-
bürgermeister Ulrich Markurth nun ein 
Konzept erarbeitet, das Braunschweigs 
Mobilität langfristig maßgeblich prä-
gen soll: Das Konzept „Stadt.Bahn.
Plus“.  Am Dienstag, 21. Februar wurde 
es mit breiter Mehrheit vom Rat der 
Stadt Braunschweig angenommen.

Entsprechend zufrieden zeigt sich 
Christoph Bratmann, Vorsitzender der 
SPD-Fraktion im Rat der Stadt Braun-
schweig: „Das Konzept ist die Grund-
lage dafür, Braunschweigs Nahverkehr 
langfristig für die Zukunft fit zu ma-
chen. Die Stadt wächst kontinuierlich 
weiter, und entsprechend muss auch 
der ÖPNV ausgebaut und an die neuen 
Anforderungen angepasst werden.“

Insgesamt hat die Verwaltung sechs 
verschiedene Streckenprojekte mit ei-
ner Gesamtlänge von 18 Kilometern 
vorgestellt, die bis zum Jahr 2030 re-
alisiert werden sollen. Sie umfassen 
ein Investitionsvolumen von bis zu 200 
Millionen Euro.

„Der Löwenanteil hiervon, bis zu 85 
Prozent, wird durch Fördermittel von 
Bund, Land 
und dem 
Zweckverband 
G r o ß r a u m 
Braunschweig 
gedeckt. Für 
unsere Stadt 
ist das eine 
hervorragende 
Nachricht, die 
sich aus der 
guten Wirtschaftlichkeit der geplan-
ten Streckenabschnitte ergibt“, sagt 
Bratmann. Die unabhängige Prüfung 
dieser Wirtschaftlichkeit habe gezeigt, 
dass der Bedarf nach weiteren Linien 

zweifellos gegeben ist, erreichten doch 
alle Strecken in der Bewertung den an-
gestrebten Zielwert von 1,3. Bratmann 
hebt in diesem Zusammenhang auch 
den von der SPD ebenfalls mitinitiier-
ten Bürgerbeteiligungsprozess „Denk 
Deine Stadt“ hervor, dessen Ergebnisse 
auch in das Stadtbahnausbaukonzept 
eingeflossen sind. 

„Natürlich wird es, wenn es an die Pla-
nung der einzelnen Straßenbahntras-
sen geht, einen weiteren, intensiven 
Dialog mit den Bürgerinnen und Bür-
gern geben müssen. Ich bin aber opti-
mistisch, dass wir hier gute Lösungen 
im Interesse aller Braunschweigerin-
nen und Braunschweiger finden wer-
den“, erklärt Bratmann.

Dieser blickt voraus: „Die SPD-Fraktion 
wird die Verwaltung in den Planungen 
weiter unterstützen. Wir sind stolz dar-
auf, rechtzeitig die Weichen für die Zu-
kunft unserer Stadt stellen zu können.“ 

Autor: Robin Koppelmann

Von der Ratsfraktion auf den Weg gebracht: „Stadt.Bahn.Plus“
Bis auf den letzten Platz gefüllt war die Stadthalle bei der Infoveranstaltung zu „Stadt.Bahn.Plus“. Foto: Robin Koppelmann

Die sprichwörtlichen Weichen sind 
gestellt:  Mit  der Präsentation des  
Stadtbahnausbaukonzepts „Stadt.
Bahn.Plus“ im Januar haben Verwal-
tung und Verkehrs-GmbH die Pläne für 
die Erweiterung des Straßenbahnnet-
zes bekanntgegeben. Eine Übersicht 
der nun folgenden Schritte:

> Bis Ende Januar erreichten 51 Anfra-
gen von Bürgerinnen und Bürgern die 
Stadtverwaltung.  Die Ergebnisse hier-
zu werden nach und nach auf der Home-
page des Stadtbahnkonzepts veröf-

fentlicht  und sind jederzeit einsehbar.

> Der  politische Gremienlauf ist am  
8. Februar im Planungs- und Umwelt-
ausschuss gestartet, am vergangenen 
Dienstag, 21. Februar, haben die Mit-
glieder im Rat der Stadt Braunschweig 
dem Konzept durch eine breite und 

überparteiliche Zustimmung ihren Se-
gen gegeben.

> Jetzt sollen zeitnah die sogenannten 
„Ohnefall“-Maßnahmen umgesetzt 
werden. Das heißt u. a.:  Umstellung 
auf den „Stadttakt Braunschweig“ 
(15-Minuten-Grundtakt auf den 
Hauptlinien) und Anpassung der Stra-
ßenbahnlinien auf die derzeitigen 
Bedürfnisse (neue Linie 6: Weststadt 
– Hbf, Ausweitung Linie 5: Volkmaro-
de – Broitzem, neue Verstärkerlinie 1A 
werktags von Rühme zum Hbf). kop 

So geht es mit „Stadt.Bahn.Plus“ weiter
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Mehr sehen: Ein Statement von 
Christoph Bratmann zum Ausbau-
konzept (via Facebook).

Tipp: Auf der Homepage von „Stadt.Bahn.Plus“ gibt es weite-
re Informationsmöglichkeiten: www.stadt-bahn-plus.de.
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Setzen Politik und Verwaltung 
schlussendlich den kompletten „Mit-
fall“ um, dann  kann das  Braunschwei-
ger Straßenbahnnetz beträchtlich 
wachsen. Bis zum Jahr 2030 sollen 
insgesamt 13 Linien auf den  Schienen 
rollen,  das Netz wird von 39,6 auf 57 
Kilometer anwachsen – fast eine Ver-
doppelung und ein Gesamtinvestiti-
onsvolumen von etwa  200 Millionen 
Euro. Von denen der Löwenanteil von 
etwa  75 Prozent  aus Bundes- und Lan-
desfördermitteln stammt.

Der Ausbau des Netzes ist in drei Stu-
fen geplant. Welche Etappen zuerst 
gebaut werden, hängt von Faktoren   
wie der bisherigen Bausubstanz oder 
besonderen Hindernissen zusammen. 
Und natürlich gilt es auch, das Votum 
der Bürgerbeteiligung  intensiv zu be-
rücksichtigen. Ist dies geschehen, sind 
folgende Etappen geplant: 

Stufe 1:
Ausbau Volkmarode-Nord
Ausbau Rautheim

Stufe 2:
Neubau Campus-Bahn
Neubau Salzdahlumer Straße

Stufe 3: 
Neubau Lehndorf/Kanzlerfeld
Neubau westliche Innenstadtstrecke.

Autor: Robin Koppelmann

Das soll sich mit „Stadt.Bahn.Plus“ ändern
Straßenbahnen dreier Generationen stehen im Betriebshof am Hauptgüterbahnhof. Foto: Robin Koppelmann
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Es ist ein unscheinbarer Weg, der 
vom nördlichen  Brodweg direkt zum 
Hauptbahnhof führt, das sogenannte 
Postgleis.  Die SPD-Fraktion hat einen 
Antrag gestellt, es für Radfahrer und 

Fußgänger  zugänglich zu machen, 
um  eine  bessere Anbindung vom 
Osten zum Bahnhof zu ermöglichen.  
„Für die Pendler wäre das ideal“, sagt 
Ratsherr Manfred Dobberphul. kop

Besser zum Hauptbahnhof: SPD-Fraktion will Postgleis nutzbar machen

Das Zielnetz 2030 „Mitfall“. 
Quelle: Stadt Braunschweig

Das Postgleis zwischen Hauptbahnhof 
und Brodweg. Quelle: Openstreetmap
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Transparent, klar strukturiert und 
nachvollziehbar für die Eltern. Mit ei-
nem gemeinsamen Antrag möchten 
die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen den Ausbau von Koopera-
tiven Ganztagsgrundschulen (KoGS) 
in Braunschweig zukünftig neu ord-
nen und damit maßgeblich nach vorne 
bringen.

„Durch den Antrag werden ab dem 
Jahr 2019 jährlich mindestens zwei 
Grundschulen in Kooperative Ganz-
tagsgrundschulen umgewandelt. Da-
für schaffen wir jetzt die Voraussetzun-
gen“, freuen sich Christoph Bratmann, 
Vorsitzender der SPD-Fraktion im Rat 
der Stadt Braunschweig, und Dr. Elke 
Flake, Vorsitzende der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Zentraler Bestandteil des Antrags ist 
die Erstellung einer Schul-Prioritäten-
liste durch die Verwaltung. Die Liste 
legt transparent fest, wann und war-
um eine Grundschule in eine Koopera-
tive Ganztagsgrundschule umgewan-
delt werden wird. „Diese Liste ist für 
jeden offen einsehbar und erklärt den 
Eltern, wann ‚ihre‘ Schule an der Reihe 
ist“, sagen Bratmann und Flake. Schon 
im August dieses Jahres soll die Liste 
dem Rat der Stadt präsentiert werden, 
zusammengestellt wird sie anhand 
klar festgelegter Kriterien. „Dazu ge-
hören beispielsweise der bislang nicht 
gedeckte Bedarf an Betreuungsplätzen 
im Einzugsbereich der Schule, bauliche 
Anforderungen an eine Umwandlung, 
wachsende Schülerzahlen durch Neu-
baugebiete und die Bereitschaft der 
Schule zu einer Umwandlung“, be-
schreiben Bratmann und Flake.

Anhand der Liste wird die Verwaltung 
zukünftig die kommenden Umwand-
lungen der Schulen in Kooperative 
Ganztagsschulen planen, nötige Vor-
läufe wie Haushaltseinstellungen oder 
Bauplanungen können rechtzeitig in 
Angriff genommen werden. „Damit 
wird es ab sofort möglich, die ab 2019 
jährlich angestrebten zwei Schulum-
wandlungen in Ganztagsschulen seriös 
zu planen und auch wirklich umsetzen 
zu können“, unterstreichen Bratmann 
und Flake. Denn auch die Tatsache, 
dass der Rat und die Bürgerinnen und 
Bürger stets über die Liste informiert 
sind, schaffe Verbindlichkeit.

Auf eventuelle Verschiebungen, zum 
Beispiel durch äußere Einflüsse, kön-
nen Rat und die Fachausschüsse durch 
die langfristige Planung gemeinsam 
mit der Verwaltung gut reagieren. Au-
ßerdem kann bei einzelnen Schulen, 

die zwar nicht als priorisiert eingestuft 
worden sind, bei denen aber durch ei-
nen geringen finanziellen Aufwand 
eine Umwandlung bereits möglich 
ist, von der Liste abgewichen werden. 
Grundlegend dafür sind jedoch räumli-
che Mindeststandards, die eine Grund-
schule für eine Umwandlung in eine 
KoGS erfüllen muss. Diese sollen auf 
Basis des interfraktionellen Antrags 
ebenfalls zeitnah von der Verwaltung 
erarbeitet werden.

„Klar ist, dass die Grundschulen in 
Lamme und Lehndorf in der Prioritä-
tenliste aufgrund der bekannten Situ-
ation vorrangig eingestuft werden“, er-
klären Bratmann und Flake dazu. Das 
heißt, dass hier bereits jetzt die Vor-
planungen für den Ausbau zur KoGS 
angeschoben werden. Ab 2019 können 
diese Maßnahmen bereits abgeschlos-
sen sein. 	        Autor: Robin Koppelmann

Dank Prioritätenliste: Ab 2019 zwei neue Ganztagsschulen jährlich
Soll schon im Jahr 2019 zur Kooperativen Ganztagsschule werden: Die Grundschule Lamme. Foto: Robin Koppelmann
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In einem gemeinsamen Pressegespräch informierten der SPD-Fraktionsvorsitzende Christoph Bratmann (Zweiter von rechts) und 
Dr. Elke Flake, Vorsitzende der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, (Dritte von rechts) die lokalen Medien zum geplanten Ausbau der 
Ganztagsschulen in Braunschweig. 					                  Foto: Robin Koppelmann
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In Braunschweig soll dank des Handlungskonzeptes bezahlbarer Wohnraum entstehen. Symbolfoto: Robin Koppelmann
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Das Thema Wohnen ist eines der 
wichtigsten Themen, über das in un-
serer Stadt derzeit diskutiert wird. Mit 
dem Ratsbeschluss über das „Hand-
lungskonzept für bezahlbares Woh-
nen in Braunschweig“ und dem da-
mit verbundenen Verwaltungsauftrag 
wurde seitens der SPD-Fraktion im Rat 
der Stadt Braunschweig ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung auf den 
Weg gebracht. Er entstand auf Emp-
fehlungen des Bündnisses für Woh-
nen, das im Jahr 2014 ebenfalls basie-
rend auf einer SPD-Initiative im Rat ins 
Leben gerufen wurde. 

Zielsetzung des Handlungskonzeptes 
ist die Schaffung von Wohnraum für 
möglichst breite Schichten der Be-
völkerung. Die von der Nibelungen 
Wohnbau GmbH 2013 in Auftrag ge-
gebene Untersuchung der Firma GE-
WOS aus dem Jahr 2013 hat deutlich 
gemacht, dass in Braunschweig rund 
3300 Wohnungen im Geschosswoh-
nungsbau und rund 1500 Wohnein-
heiten im Einfamilienhausbau fehlen. 
Aufgrund dieser Zahlen hat der Rat der 
Stadt beispielsweise im März 2015 das 
Wohnraumversorgungskonzept be-
schlossen. Laut dieses Konzeptes soll in 
Braunschweig bis 2020 Planungsrecht 
für insgesamt 5134 neue Wohneinhei-
ten geschaffen werden. 

Damit ist aber die Frage, welche ge-
sellschaftlichen Gruppen welchen 
Wohnraum benötigen, noch nicht be-
antwortet. In den vergangenen Jahren 
wurde es für Bezieher von Arbeitslo-
sengeld II, aber auch für Menschen mit 
kleinem und mittlerem Einkommen 
immer schwieriger, eine bezahlbare 

Wohnung in Braunschweig zu finden.  
Die unterschiedlichen Arbeitsgruppen 
des Bündnisses für Wohnen haben 
sich genau mit dieser Fragestellung 
auseinandergesetzt und im Herbst 
2015 Handlungsempfehlungen zur 
besseren Steuerung der Wohnungs-
marktentwicklung in Braunschweig 
vorgelegt. Wesentliche Kernelemente 
dieser Handlungsempfehlungen an 
die Stadtverwaltung sind:

> Erarbeitung eines kommunalen 
Wohnbauförderprogramms zur Unter-
stützung der Neubaumaßnahmen im 
Bereich des geförderten Wohnungs-
baus und der Errichtung preisgünsti-
ger Wohnungen.

> Verpflichtung von Bauherrn – auch 
privater Investoren – bei Neubauvor-
haben eine Quote von 20 Prozenz so-
zial geförderten Wohnraums zu reali-
sieren.  Diese Quote kann bei Vorliegen 
bestimmter Voraussetzungen (im We-
sentlichen verstärkte Investitionen in 
die soziale Infrastruktur, zum Beispiel 
Neubau einer Kindertagesstätte, eines 
Quartiertreffs oder Integration eines 
Wohnprojektes zum gemeinschaftli-
chen Wohnen) auf zehn Prozent redu-
ziert werden. 

> Ankauf von auslaufenden Bele-
gungsrechten zur Bestandssicherung 
im Bereich der in der Vergangenheit 
geförderten Wohnungen und aus dem 
Bereich der Gebietsfreistellungen in 
der Weststadt. Wichtig hierbei: Unter 
Sicherstellung der Weiterfinanzierung 

der Arbeit des Vereins „Stadtteilent-
wicklung Weststadt e.V.“.

> Steuerung der Bautätigkeit durch 
bevorzugte Vergabe von Grundstücken 
an die städtische Tochter Nibelungen 
Wohnbau GmbH und an Genossen-
schaften im Rahmen der so genannten 
„Konzeptvergabe“.

Im März 2017 wird die Verwaltung dem 
Rat das „Handlungskonzept für be-
zahlbares Wohnen in Braunschweig“ 
zur Beschlussfassung vorlegen. Bereits 

davor wird 
das „Bündnis 
für Wohnen“ 
G e l e g e n -
heit haben, 
sich zu dem 
Konzept zu 
äußern. Die 
t h e m a t i -
schen Ar-
b e i t s g r u p -
pen des 
Bündnisses 
werden wei-

ter aktiv bleiben und die Umsetzung 
des Handlungskonzeptes kritisch be-
gleiten. 

Die Arbeitsgruppe „Preiswertes Woh-
nen“ wird sich bereits im Juni mit 
der bis dahin erarbeiteten Richtlinie 
für das kommunale Wohnbauför-
derprogramm befassen. Auch die 
SPD-Fraktion selbst lädt regelmä-
ßig die relevanten Akteure zum 
sogenannten „Wohnungspoliti-
schen Dialog“ in das Rathaus ein.                      

Autorin: Nicole Palm

SPD-Konzept: Etwa 5000 bezahlbare Wohneinheiten bis 2020

Nicole Palm. 
Foto: Klaus G. Kohn
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Schutz vor Übergriffen, die Koordi-
nation der Ortswehren, CO-Warner 
und Unterstützung bei der Führer-
scheinausbildung: Mit einer ganzen 
Reihe von Anfragen zu verschiedenen 
Themen hat die SPD-Fraktion im Rat 
der Stadt Braunschweig auf jüngste 
Entwicklungen im Bereich der Berufs-
feuerwehr und der Freiwilligen Feuer-
wehr reagiert.

„Beide Institutionen befinden sich 
in Braunschweig derzeit auf einem 
qualitativ guten Niveau“, konstatiert 
Matthias Disterheft, SPD-Ratsherr und 
Vorsitzender des Feuerwehrausschus-
ses. „Doch es gilt, dieses Niveau zu be-
wahren und weiter zu optimieren, da 
die Arbeit der Aktiven aktuell vor neue 
Herausforderungen gestellt wird.“ Für 
sie Lösungen zu finden, sei das Ziel der 
insgesamt vier Anfragen, die Anfang 
Februar im Feuerwehrausschuss disku-
tiert wurden. 

Das derzeit wohl prominenteste The-
ma ist der Schutz der Rettungskräfte 
im Einsatz: „In letzter Zeit gibt es in 
den Medien vemehrt Meldungen über 
Angriffe auf Beschäftigte von Ret-
tungsdienst und Feuerwehr“, erklärt 
Disterheft. Das verunsichere Bürger 
und Rettungskräfte gleichermaßen: 
„Mit unserer Anfrage wollen wir daher 
in erster Linie Klarheit schaffen: Gibt 
es Statistiken, die tatsächlich einen 
solchen Anstieg von Gewalttaten be-
legen?“, fragt Disterheft. „Sollte dies 
der Fall sein, ist es Auftrag von Politik, 
Verwaltung und Polizei gleicherma-
ßen, darauf einzugehen – hier darf es 
keine Toleranz gegenüber Gewalttaten 
gegen Hilfskräfte geben.“

Ferner stellt die SPD-Fraktion Anfra-
gen, um die Arbeitsbedingungen der 
haupt- und ehrenamtlichen Feuer-
wehrkräfte zu erleichtern, so zum 
Beispiel in der Unterstützung bei der 
Führerscheinausbildung: „Bisher war 
es sowohl für die Angehörigen der Be-
rufsfeuerwehr als auch der Freiwilligen 
Feuerwehren 
Braunschweig 
möglich, eine 
Führerschein-
ausbildung zu 
absolvieren. 
Auf der letz-
ten Personal-
r a t s s i t z u n g 
soll jedoch be-
kannt gege-
ben worden 
sein, dass die 
Führerschein-
ausbildung zukünftig nicht mehr mög-
lich ist und eingestellt werden soll“, 
erklärt Disterheft. „Wir möchten nun 
wissen, ob es Fördermöglichkeiten 
gibt, um die Ausbildung dennoch wei-
ter sicherzustellen.“ Der Landkreis Leer 
würde hier beispielsweise eine gute 
Arbeit leisten. „Auch interessiert uns, 
ob die Ausbildung in den Berufsfeuer-
wehren generell sichergestellt werden 
kann.“

Ein weiteres Thema der SPD-Fraktion 
stellt die Koordination zwischen den 
Ortsfeuerwehren im Notfall dar: „Im 
Jahr 2014 wurden alle 30 Braunschwei-
ger Ortsfeuerwehren auf ihre Ausrück-
stärke und Ausrückzeit sowohl in der 
Tages- als auch in der Nachtzeit über-
prüft. Im Rahmen dieser Überprüfung 
hat sich herausgestellt, dass durch den 

Einsatz von sogenannten Alarmver-
bünden zwischen den Ortsfeuerweh-
ren eine deutliche Verbesserung erzielt 
werden könnte, da auf diesem Wege 
die vorgegebene Einsatzstärke auch 
in den Randbereichen erreicht werden 
kann“, beschreibt Disterheft. Mit Blick 
auf das Braunschweiger Stadtgebiet 
gelte es daher zu prüfen, ob solche 
Verbünde zwischen einzelnen Orts-
wehren auch hier sinnvoll wären. „Der 
Landkreis Wolfenbüttel hat hier sehr 
gute Erfahrungen gemacht“, begrün-
det Disterheft.

Abschließend möchte die SPD-Fraktion 
den Umgang mit sogenannten „CO-
Warnern“ im Ausschuss diskutieren. 
„Diese Warngeräte stellen die Koh-
lenmonoxidkonzentration in der Um-
gebungsluft fest und warnen die Ein-
satzkräfte, da Kohlenmonoxid weder 
sichtbar ist, noch einen Geruch abgibt 
und somit eine besondere Gefahr dar-
stellt“, so Disterheft. „Wir wollen daher 
wissen, inwieweit die Berufsfeuerwehr 
mit solchen Warnern ausgestattet ist 
und ob eine solche Einführung auch 
für die Freiwillige Feuerwehr geplant 
sei.“	       	        Autor: Robin Koppelmann

Vier Anfragen: SPD-Fraktion reagiert auf aktuelle Feuerwehr-Lage
Die Berufsfeuerwehr im Einsatz am Altewiekring. Foto: Robin Koppelmann
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Matthias Disterheft. 
Foto: privat
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